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„Ich bitte höflichst zu prüfen, 
ob es möglich ist�, die Ausbürgerung 

zu annullieren“ 
Ausgewählte Fallbeispiele zum Kampf 

jüdischer Migranten gegen die 
Aberkennung ihrer deutschen 

Staatsbürgerschaft im Freistaat 
Braunschweig nach 1933

Einleitung: „[…] dass ich nicht etwa Ostjude bin“1

Wenn auch dieser Widerruf grundsätzlich nicht mit Rechtsmitteln anzu-
fechten ist, glaube ich doch aus Billigkeitsgründen und auf Grunde des im 
Nachstehenden dargelegten Sachverhaltes die höfliche Bitte aussprechen 
zu dürfen, die erwähnte Verfügung des Polizeipräsidiums im Dienstauf-
sichtswege einer nochmaligen Nachprüfung zu unterziehen, da sich im 
vorliegenden Falle die Ausbürgerung für mich und meine Familie als 
aussergewöhnliche Härte darstellt.2

So begann Gustav Forstenzer im Oktober 1933 einen Brief an das braun-
schweigische Innenministerium; im Folgenden legte er dar, dass „weder 

1  Ich bedanke mich bei Rebekka Denz und bei Frank Ehrhardt für die gute Zusam-
menarbeit im Ausstellungsprojekt Gekommen um zu bleiben. Die Ausführungen in diesem 
Aufsatz basieren auf gemeinsamen Quellenrecherchen aus dem Kontext dieses Projekts.

2  Niedersächsisches Landesarchiv Wolfenbüttel: Sign. 12 Neu 13 Nr. 7636: Gustav 
Forstenzer an das Braunschweigische Staatsministerium, 27.10.1933.
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aus der Zeit vor meiner Einbürgerung noch aus der späteren Zeit und bis 
zum heutigen Tage besondere Tatsachen gegen mich vorliegen“, die den 
Widerruf der Staatsbürgerschaft rechtfertigen könnten,

[…] wenn nicht etwa schon rassistische Gesichtspunkte allein nach dem 
Sinne des einschlägigen Gesetzes vom 14.07.1933 und der Durchfüh-
rungsverordnung vom 26. Juli 1933 die Einbürgerung als nicht erwünscht 
erscheinen lassen.3

Das Gesetz selbst hielt sich in diesem Punkt tatsächlich eher bedeckt, es 
formulierte:

Einbürgerungen, die in der Zeit zwischen dem 9. November 1918 und dem 
30. Januar 1933 vorgenommen worden sind, können widerrufen werden, 
falls die Einbürgerung nicht als erwünscht anzusehen ist.4

Bei der Formulierung des Gesetzes orientierte man sich bewusst an 
der Begriffswahl, die auch schon aus dem Kaiserreich bekannt war: „Uner-
wünschter Bevölkerungszuwachs“ war schon seit dem späten 19. Jahrhun-
dert einer der Hauptgründe dafür, dass Einbürgerungen insbesondere von 
osteuropäischen Jüdinnen und Juden (aber nicht nur) abgelehnt worden 
waren, ohne dass genau gesetzlich festgelegt worden wäre, was darunter zu 
verstehen sei.5 Die präzise Fassung des Gesetzestextes hingegen, ebenso wie 
die Zeitspanne der nunmehr inkriminierten Einbürgerungen, wies darauf 
hin, dass es vor allem um eine Gruppe ging: Um aus Ost- bzw. Ostmittel-
europa eingewanderte Jüdinnen und Juden, die in der Zeit der Weimarer 
Republik – die für viele Einbürgerungswillige ein kurzes window of op-
portunity zur Erlangung der Staatsbürgerschaft gewesen war – deutsche 
Staatsbürger geworden waren.6 Sei es, dass sie Anfang des 20. Jahrhunderts 
eingewandert waren und nunmehr die entsprechende Residenzdauer auf 

3  Ebd.
4  Gesetz über den Widerruf von Einbürgerungen, S. 480.
5  Vgl. Gosewinkel: „Unerwünschte Elemente“.
6  Allgemein zur Entwicklung des Staatsbürgerschaftsrechts vgl. Gosewinkel: Einbür-

gern oder Ausschließen.
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dem Staatsgebiet des Deutschen Reiches vorweisen konnten7, sei es, dass 
sie es in liberaleren Zeiten der jeweiligen Landesregierungen schafften, 
die Einbürgerung zu erwerben.8 Forstenzer selbst, der immerhin in die 
braunschweigische Kaufhausdynastie der Franks eingeheiratet hatte und 
nunmehr Mitbesitzer des größten Kaufhauses vor Ort war9, wies darauf hin, 
„dass ich nicht etwa Ostjude bin.“10 In der Durchführungsverordnung, die 
Forstenzer auch zitierte, hieß es dagegen ziemlich eindeutig:

Ob eine Einbürgerung als nicht erwünscht anzusehen ist, beurteilt sich nach 
völkisch-nationalen Grundsätzen. Im Vordergrunde stehen die rassischen, 
staatsbürgerlichen und kulturellen Gesichtspunkte für eine den Belangen 
von Reich und Volk zuträgliche Vermehrung der deutschen Bevölkerung 
durch Einbürgerung.11

Zwei Beispiele für Personen, die „für den Widerruf der Einbürgerung 
insbesondere in Betracht“ kämen, seien

1. „Ostjuden, es sei denn, daß sie auf deutscher Seite im Weltkriege an der 
Front gekämpft oder sich um die deutschen Belange besonders verdient 
gemacht haben“.12

So erklärt sich auch der Hinweis Forstenzers, eben kein „Ostjude“ zu sein, 
auch wenn dessen Familie aus dem östlichen Europa zugewandert war; 
ähnliche Differenzierungen versuchten die Betroffenen – beraten von dar-

7  Vgl. zu den Migrationsbewegungen aus Osteuropa in das Gebiet des Deutschen 
Reiches: Gartner: The Great Jewish Migration.

8  Vgl. zur ambivalenten Situation der „Ostjuden“ in der Weimarer Republik auch 
Fox: Weimar Germany and the Ostjuden. Zur Situation im Freistaat Braunschweig, in 
dem sich häufig linke mit rechten Regierungen abwechselten, vgl. Rother: Der Freistaat 
Braunschweig.

9  Zum ökonomischen und familiären Hintergrund der Franks / Forstenzers vgl. das 
Interview mit Peter Forstenzer, 1.12.1996 im Visual History Archive der Shoa Foundation. 
Interviewcode: 23530.

10  Niedersächsisches Landesarchiv Wolfenbüttel: Sign. 12 Neu 13 Nr. 7636. Gustav 
Forstenzer an das Braunschweigische Staatsministerium, 27.10.1933.

11  Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über den Widerruf von Einbürgerungen, 
zu §1, Ia, S. 538.

12  Ebd., S. 539.
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auf spezialisierten Anwälten – auch schon bei ihrer Einbürgerung selbst in 
Anschlag zu bringen – mit unterschiedlich großem Erfolg.13 Bei der zweiten 
Personengruppe, deren Einbürgerung in jedem Fall rückgängig zu machen 
sei, handelte es sich um Personen, „die sich eines schweren Vergehens oder 
eines Verbrechens schuldig gemacht oder sich sonstwie in einer dem Wohle 
von Staat und Volk abträglichen Weise verhalten haben.“14 

Im Folgenden geht es um die erste Gruppe – also um Personen, die 
als „Ostjuden“ galten, auch wenn sie sich selbst nicht so sehen mussten 
(wie das Beispiel Forstenzer zeigte).15 Und dabei steht eine Gruppe von 
Personen im Fokus, die den Bescheid zum Widerruf der Einbürgerung 
nicht hinnahmen, sondern diesen anfochten – darauf bauend, dass das 
Deutsche Reich in den ersten Monaten der NS-Diktatur auch für sie noch 
als Rechtsstaat funktionieren würde. (Auch wenn Bestimmungen in der 
Durchführungsverordnung wie: „Die Gründe für den Widerruf werden 
nicht mitgeteilt“ eher entmutigend wirken mussten, wie Forstenzer ja selbst 
sagte).16 Es geht also darum, aufzuzeigen, wie die betreffenden Personen um 
ihre in manchen Fällen erst vor wenigen Jahren erworbene Staatsbürger-
schaft kämpften, welche Strategien sie anwandten und welche Erfolge sie 
zumindest zeitweise verzeichnen konnten.

Die Materialien, die die Grundlage für diesen Aufsatz bilden, wurden 
im Rahmen eines seit einigen Jahren laufenden Forschungs- und Aus-
stellungsprojekts gewonnen. Dessen Ziel war es, osteuropäisch-jüdische 
Lebenswelten abseits der Migrationszentren – also vor allem Berlin17 – 
nachzuzeichnen – nämlich im Land Braunschweig.18 Wie man sich denken 

13  Voges: Centralverein in der Provinz, S. 30.
14  Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über den Widerruf von Einbürgerungen, 

zu §1, I b, S. 539.
15  Ähnlich argumentierten die Betroffenen auch schon in den 1920er Jahren, als es 

um die eigentliche Einbürgerung ging. Vgl. z. B. Familie Bergwerk. Niedersächsisches 
Landesarchiv Wolfenbüttel: Sign.: 12 Neu 13 Nr. 7624 Norbert Regensburger an den braun-
schweigischen Innenminister, 10.11.1924.

16  Niedersächsisches Landesarchiv Wolfenbüttel: Sign. 12 Neu 13 Nr. 7636. Gustav 
Forstenzer an das Braunschweigische Staatsministerium, 27.10.1933.

17  Vgl. z. B. Dohrn / Pickhan (Hg.): Transit und Transformation. Zu einem anderen 
eher ‚provinziellen‘ Setting (zumal im Vergleich zu Berlin) vgl. Höppner: Jewish Immigra-
tion to Saxony; van Rahden: Die Grenze vor Ort.

18  Vgl. z. B. die Ankündigung Braunschweigischer Geschichtsverein: Gekommen um 
zu bleiben.
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kann, stellt sich bei einer solchen Fragestellung ein Quellenproblem: Der 
Großteil der für das Projekt interessanten Personen hinterließ selbst nur 
wenig Quellen, auffindbar werden sie im Grunde nur dann, wenn sie in 
Kontakt mit der staatlichen Verwaltung traten – und das hieß in vielen 
Fällen auch, wenn es Konflikte gab. Ein Augenblick, an dem es wichtig war, 
sich an den Staat zu wenden – und so Quellen zu produzieren und die 
Produktion von Quellen über sich selbst auf der ‚Gegenseite‘ zu motivie-
ren – waren Einbürgerungsverfahren.19 Diese forderten spezifische Formen 
autobiographischen Schreibens, um die eigene „Einbürgerungsfähigkeit“ zu 
belegen und zugleich – gerade bei der hier interessierenden Gruppe – quasi 
kriminalistische Nachforschungen von Innenministerien etc., warum dies 
in jedem Fall zu vermeiden sei. Auf Grundlage dieses Materials entstand 
beim Arbeitskreis Andere Geschichte in Braunschweig eine „wachsende 
Ausstellung“, die nunmehr zum dritten Mal im ehemaligen Land Braun-
schweig gezeigt wird – jedes Mal mit der Erweiterung um ein weiteres 
biographisches Beispiel.20

1.  Strategien zum Erhalt der Staatsbürgerschaft nach 1933

Im Folgenden werden an drei unterschiedlichen Beispielen Strategien deut-
lich gemacht, wie die betroffenen Personen sich um ihre Staatsbürgerschaft 
bemühten:

1.1.  „Besondere Verdienste“

Für das erste Beispiel kommen wir auf den schon erwähnten Forstenzer 
zurück. Wie gesagt, bei ihm handelte es sich um einen vermögenden Bür-

19  Allein für das Beispiel des vergleichsweise kleinen Landes Braunschweig lassen sich 
diese Verfahren in mehreren Aktenordnern vom 19. Jh. bis zum Beginn des Nationalso-
zialismus nachverfolgen. Eine intensivere Beschäftigung mit diesen autobiographischen 
Narrativen und der Reaktionen, die sie auf Seiten der Behörden hervorriefen, wäre un-
bedingt wünschenswert – und das über das braunschweigische Beispiel hinaus. Vgl. zum 
Quellenproblem in der Migrationsgeschichte, die immer gezwungen ist, vor allem mit 
staatlichen Materialien zu arbeiten, auch Oltmer: Staat im Prozess der Aushandlung von 
Migration.

20  2021 war sie so mit einem biographischen Beispiel aus Helmstedt in dieser Stadt 
zu sehen: Weihmann: David Wegmann.
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ger der Stadt Braunschweig. In seiner Begründung der Rücknahme des 
Widerrufs der Einbürgerung zielte er vor allem auf seinen Status in der 
Stadt und seinen guten Leumund ab. So verwies er auf das gut laufende 
Geschäft des Kaufhauses, legte dar, „dass ich stets auch für die Belange der 
deutschen Wirtschaft mit Rat und Tat zur Verfügung gestanden habe“, wei-
tere Informationen dazu liefere sicher gerne die örtliche Handelskammer, 
und führte sein ehrenamtliches Engagement als „Handelsrichter“ ins Feld. 
Als „besondere Härte“ empfinde er den Widerruf der Einbürgerung gerade 
deshalb, weil er zeit seines Lebens im Deutschen Reich gelebt habe – und 
seine Frau qua Geburt gar deutsche Staatsbürgerin gewesen sei. Als letztes 
Argument führte er an:

Abgesehen davon würde aber letzten Endes meine Ausbürgerung früher 
oder später die Auflösung meiner Firma zur Folge, wodurch die ca. 150 
Angestellten der Firma ihre Existenz verlieren würden. Dabei will ich nicht 
unerwähnt lassen, dass meine Firma und ihre Inhaber seit Jahren zu den 
höchsten Steuerzahlern in hiesiger Stadt gehören dürften […].21

Er forderte so eine „nochmalige objektive und gerechte Nachprüfung“.22 
Das braunschweigische Innenministerium wurde in der Folge aktiv; man 
bezog sich allein auf die zwei Ausnahmeklauseln (Kriegsdienst oder beson-
dere Verdienste): „Beides trifft auf Forstenzer nicht zu.“ Zwar habe sich die 
Handelskammer tatsächlich positiv über ihn geäußert:

Wir haben bei durchaus zuverlässigen arischen Persönlichkeiten, die den 
oben Genannten vor allem geschäftlich kennen, Erkundigungen einge-
zogen. Geschäftlich hat sich Forstenzer durchaus einwandfrei geführt. 
Feilschen, Preisunterbietungen sind nach Angabe unser Gewährsleute nicht 
vorgekommen.23 

21  Niedersächsisches Landesarchiv Wolfenbüttel: Sign. 12 Neu 13 Nr. 7636. Gustav 
Forstenzer an das Braunschweigische Staatsministerium, 27.10.1933.

22  Ebd.
23  Niedersächsisches Landesarchiv Wolfenbüttel: Sign. 12 Neu 13 Nr. 7636. Polizeiprä-

sidium Braunschweig an den Braunschweigischen Minister des Innern, 16.12.1933.
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Seine Spendenbereitschaft sei überdurchschnittlich gewesen und auch 
sonst fand sich im Schreiben der Handelskammer nur Positives über 
Forstenzer. Deshalb lautete das Fazit: „Irgendwelche typisch jüdischen 
Eigenschaften hat er niemals gezeigt, vielmehr ist er durchaus als anständi-
ger Charakter aufgetreten.“ Und dennoch, so der Kammerpräsident: „Der 
Vorstand der Kammer […] ist der Ansicht, daß ein besonderes Verdienst 
nicht vorliegt.“24 

Forstenzer – inklusive Frau und drei Kindern – sollte die Einbürgerung 
widerrufen werden. Ein einziges rechtliches Problem ergab sich noch aus 
seiner Tätigkeit als Handelsrichter: Eigentlich sei dies eine Tätigkeit „im 
unmittelbaren oder mittelbaren Staatsdienst“, die „für einen Ausländer als 
Einbürgerung“ gilt.25 Dies war gerade im Land Braunschweig ein heikler 
Punkt, da auf diesem Wege niemand Geringeres als der Österreicher Hitler 
deutscher Staatsbürger geworden war, um bei der Reichspräsidentenwahl 
1932 antreten zu können.26 Eine derartige Einbürgerung wäre nicht wider-
rufbar durch das Gesetz von 1933; allerdings: „Die Bestimmung gilt nur 
für einen Ausländer“, Forstenzer war aber seit 1921 (und damit auch zum 
Zeitpunkt der Übernahme des Ehrenamts) Deutscher27 – es wird deutlich, 
dass mit allen Mitteln versucht wurde, dem Gesuch Forstenzers nicht ent-
sprechen zu müssen.

Forstenzer selbst wandte sich in der Folge an den Reichsinnenminister, 
brachte hier dieselben Argumente vor wie zuvor in Braunschweig.28 Ein 
längerer Schriftwechsel schloss sich an. Am Ende kam die Direktive aus 
Berlin, dass die von Forstenzer ins Feld geführten ökonomischen Argumen-
te schwerer zu gewichten seien, seinem Einspruch gegen die Aberkennung 
der Staatsbürgerschaft also entsprochen werden sollte.29 Der Erfolg in 

24  Ebd.
25  Niedersächsisches Landesarchiv Wolfenbüttel: Sign. 12 Neu 13 Nr. 7636. Poli-

zeipräsidium Braunschweig an den Braunschweigischen Minister des Innern, 19.01.1934. 
Hervorhebung im Original.

26  Menzel: Hitlers Einbürgerung.
27  Niedersächsisches Landesarchiv Wolfenbüttel: Sign. 12 Neu 13 Nr. 7636. Polizeiprä-

sidium Braunschweig an den Braunschweigischen Minister des Innern, 19.01.1934.
28  Niedersächsisches Landesarchiv Wolfenbüttel: Sign. 12 Neu 13 Nr. 7636. Gustav 

Forstenzer an den Reichsinnenminister, 07.03.1934.
29  Niedersächsisches Landesarchiv Wolfenbüttel: Sign. 12 Neu 13 Nr. 7636. Reichsin-

nenministerium an das Braunschweigische Staatsministerium, 19.03.1934.
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diesem Verfahren war jedoch nur von kurzer Dauer, schon bald wurde das 
Kaufhaus Frank „arisiert“ und die Verfolgungsmaßnahmen gegen Forsten-
zer und seine Familie nahmen an Schärfe zu.

1.2.  „Nicht im deutschen Heere“ aber „auf deutscher Seite“?

Ein zweiter Fall, der auf einen anderen Begründungszusammenhang für 
den Einspruch gegen den Widerruf der Staatsbürgerschaft ins Feld führte, 
war der Kaufmann Siegmund Hoffmann – von der Wirtschaftskraft her in 
eine ganz andere Kategorie fallend als der soeben präsentierte Forstenzer. 
Bei ihm ging es weniger um die Frage, ob – und wenn ja, in welchem Aus-
maß – er sich um das Deutsche Reich verdient gemacht habe, sodass der 
Widerruf der Einbürgerung zurückzunehmen sei. Er bezog sich vielmehr 
auf die zweite Möglichkeit, deutscher Staatsbürger zu bleiben, die Beteili-
gung am Weltkrieg auf deutscher Seite.30 

Hoffmann ist deutschstämmiger Ostjude [Fragezeichen am Rand]. Er 
hat während des Weltkrieges an der Front auf deutscher Seite gekämpft. 
[Aufzählung der Stationen] Da Hoffmann aber nicht im deutschen Heere 
an dem Weltkriege teilgenommen hat, bitte ich […] um Entscheidung, ob 
von dem Widerruf der Einbürgerung abgesehen werden soll.31 

Was folgte, war zum einen eine briefliche Debatte darüber, ob eine 
Beteiligung am Weltkrieg in der österreichischen Armee als Kämpfen 
„auf deutscher Seite“ zu verstehen sei32 – eine im Grunde absurde Dis-
kussion, die allein das Ziel verfolgte, die Hürden gerade für Migranten aus 
Ostmitteleuropa zu erhöhen, den Widerruf der Einbürgerung anfechten 
zu können. Denn nicht wenige von ihnen kamen aus dem bis 1918 öster-
reichisch-ungarischen Galizien, eine Teilnahme am Krieg erfolgte so mit 
größerer Wahrscheinlichkeit im österreichischen als im deutschen Heer. 

30  Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über den Widerruf von Einbürge-
rungen, S. 539.

31  Niedersächsisches Landesarchiv Wolfenbüttel: Sign. 12 Neu 13 Nr. 7636. Polizeiprä-
sidium Braunschweig an den braunschweigischen Minister des Innern, 20.11.1933.

32  Niedersächsisches Landesarchiv Wolfenbüttel: Sign. 12 Neu 13 Nr. 7636.O.A. an 
Ministerpräsident Klagges, 05.05.1934.
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Wenn sie nicht ohnehin aus dem damaligen Russischen Reich kamen, was 
eine Kriegsbeteiligung auf „deutscher Seite“ nur noch mehr verunmög-
lichte. Zum anderen aber wurde mit der Einforderung einer besonderen 
„Bewährung“ im Krieg ein weiteres Hindernis eingezogen.33 Im Fall Hoff-
mann hieß es lapidar: „Kriegsauszeichnungen besitzt er nicht“, und nur 
solche hätten als Beleg für die besondere Bewährung in Anschlag gebracht 
werden können.34 

Hoffmanns Einbürgerung wurde widerrufen und das zuständige 
Polizeipräsidium musste sich seitens des Innenministerium noch eine 
zusätzliche Ermahnung anhören: „In dem Berichte vom 20.11.33 ist 
Hoffmann als ‚deutschstämmiger Ostjude‘ bezeichnet. Derartige Juden 
gibt es nicht.“35 Allerdings kam am Ende auch Hoffmann eine Novelle der 
Durchführungsbestimmungen zum Gesetz zugute, in der deutlich gemacht 
wurde, dass die Teilnahme im österreichischen Heer derjenigen im deut-
schen gleichzusetzen sei. Ein ähnlich gelagerter Fall – der des Kaufmanns 
Eduard Udelsmann – ging gleichlautend aus: „Wenn nur die Frontkämpfer 
im deutschen Heere von dem Widerruf nicht betroffen sein sollten, dann 
hätte dies der Gesetzgeber sicherlich zum Ausdruck gebracht.“36

1.3.  Der Widerruf der Einbürgerung und deren  
internationale Bedeutung

Hinzu kamen Fälle, in denen der tatsächliche Gesetzestext im Grunde 
überhaupt keine Rolle spielte, in denen gar nicht darüber nachgedacht 
wurde, ob die betreffenden Personen in eine der beiden Kategorien fallen 
würden. So zum Beispiel Moses Bogus, der sich Anfang der 1920er Jahre in 
Braunschweig hatte einbürgern lassen, inzwischen aber in New York lebte 

33  Hoffmann brachte gar Zeugen bei, die ihm bescheinigten, wegen schwerer Beinver-
letzungen, die er sich höchstwahrscheinlich 1915 „bei dem Gefecht von Lusk“ zugezogen 
hatte, im Lazarett gelegen zu haben. Niedersächsisches Landesarchiv Wolfenbüttel: Sign. 
12 Neu 13 Nr. 7636. Polizeipräsidium an braunschweigischen Minister des Innern, 07.03.1934.

34  Niedersächsisches Landesarchiv Wolfenbüttel: Sign. 12 Neu 13 Nr. 7636. O.A. an 
Ministerpräsident Klagges, 12.12.1933.

35  Niedersächsisches Landesarchiv Wolfenbüttel: Sign. 12 Neu 13 Nr. 7636. Braun-
schweigischer Minister des Inneren an Polizeipräsidium, 28.12.1933.

36  Niedersächsisches Landesarchiv Wolfenbüttel: Sign. 12 Neu 13 Nr. 7636. Udelsmann 
an Polizeipräsidium Braunschweig, 22.01.1934.
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– ohne amerikanischer Staatsbürger geworden zu sein. Bogus selbst lebte 
in den USA – laut Eigenaussage – auf Kosten seiner Verwandten und war 
inzwischen über 70 Jahre alt.37 Angesichts des hohen Lebensalters unterließ 
es man es schlicht, den Widerruf der Einbürgerung weiter zu betreiben. „Im 
Hinblick auf die hiesige Lage und die Besonderheit des Falles würde es m.E. 
den deutschen Interessen dienlich sein, wenn sich der Widerruf vermeiden 
lassen könnte“.38 Als Begründung für diese Ausnahme schlug das deutsche 
Generalkonsulat in New York vor, Bogus’ Weigerung, sich um eine ame-
rikanische Staatsbürgerschaft zu bemühen, als positives Kennzeichen zu 
werten.39 Im Grunde wiederum ein paradoxer Fall: Das Generalkonsulat 
empfahl ausdrücklich, Bogus seine deutsche Staatsbürgerschaft zu belassen 
und dies mit der Begründung, dass „er schon laengst nach Deutschland 
zurueckgekehrt [wäre], wenn er die noetigen Mittel haette“ – zugleich sah 
man aber ausgerechnet deshalb vom Widerruf der Einbürgerung ab, weil 
Bogus eben nicht in Deutschland weilte, sondern in den USA.40

Ähnliche Fälle, in denen vor allem internationale Zusammenhänge die 
deutschen Behörden dazu brachten, den Widerruf der Einbürgerung auf 
Antrag der Betroffenen zurückzunehmen, bezogen sich weniger auf die 
möglichen Image-Schäden, die man offenbar von einem plötzlich staatenlos 
gewordenen alten Juden in den USA erwartete. Vor allem auch für Juden, 
die entweder kurz davor standen, ins Ausland zu gehen, oder aber sich 
schon im Ausland aufhielten, hätte die Staatenlosigkeit – und darauf wäre 
es de facto hinausgelaufen – Probleme mit sich gebracht.41 

So wandte sich Lipa Mamber an das braunschweigische Innenministe-
rium mit der Bitte, ihrem Sohn nicht die Staatsbürgerschaft abzuerkennen. 
Er studierte in Paris.

Seine Unterbringung in einem Internat war nur deshalb möglich, weil er 
deutscher Staatsangehöriger war. Als Staatenloser wäre er nicht aufgenom-

37  Niedersächsisches Landesarchiv Wolfenbüttel: Sign. 12 Neu 13 Nr. 7636. Schwarz 
(Notar in New York) an Polizeipräsidium Braunschweig, 11.01.1934.

38  Niedersächsisches Landesarchiv Wolfenbüttel: Sign. 12 Neu 13 Nr. 7636. Deutsches 
Generalkonsulat an Braunschweigischen Minister des Inneren, 31.01.1934.

39  Ebd.
40  Ebd.
41  Vgl. allgemein zum Problem der Staatenlosigkeit in der Moderne Siegelberg: 

Statelessness.
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men worden. Durch Entziehung der deutschen Staatsangehörigkeit verliert 
er aber die Möglichkeit, die begonnenen Studien zu vollenden. Er muss 
nämlich damit rechnen, dass seine Ausweisung erfolgt, weil Staatlosen [sic!] 
der Aufenthalt gar nicht oder allenfalls nur mit erheblichen Schwierigkeiten 
genehmigt wird.42 

Tatsächlich bemühte man sich seitens der braunschweigischen Be-
hörden, Erkundigungen um den Umgang Frankreichs mit Staatenlosen 
einzuziehen und wertete diese so aus, dass Mamber auch als Staaten-
loser seine Studien würde weiterführen können43 – der Antrag wurde 
abgelehnt.44

Dennoch zeigte der Fall, wie sehr man seitens der Behörden zwar dar-
um bemüht war, die Ausbürgerung (und darauf lief die Aberkennung der 
Staatsbürgerschaft hinaus) durchzusetzen, ohne dabei größere internatio-
nale Verwicklungen zu riskieren. Derartige Argumentationslinien waren 
im Gesetzestext nicht vorgesehen, sondern wurden zum einen von den 
Petenten selbst ins Spiel gebracht, oder aber von den Behördenvertretern 
im Verfahren als derart gewichtig angenommen, dass sie Einiges an büro-
kratischer Energie aufbrachten, um diese möglichst auszuschließen. Sollte 
dies nicht möglich sein und betrachtete man den Fall insgesamt als eher 
belanglos (so wie im Beispiel Bogus) so sträubte man sich letztlich auch 
nicht gegen pragmatische Lösungen, die – wie gesagt – über den Gesetzes-
text nicht gedeckt waren.

Anders entschied man hingegen in einem Fall, in dem die Antragstel-
lerin noch gar nicht im Ausland weilte, sondern erst aus dem Deutschen 
Reich auswandern – bzw. fliehen – wollte. Der Fall, um den es nun gehen 
soll, liegt einige Jahre später, vom relativen Pragmatismus der frühen Ent-
scheidungen, der in diesen zumindest zuweilen eine Rolle spielte, ist nach 
drei Jahren antisemitischer Maßnahmen im Deutschen Reich nichts mehr 

42  Niedersächsisches Landesarchiv Wolfenbüttel: Sign. 12 Neu 13 Nr. 7636. Lipa 
Mamber an Reichsministerium des Innern, 23.06.1934.

43  Tatsächlich fuhr die französische Regierung in den 1930er Jahren eine zunehmend 
rigidere Politik gegen Ausländer, insbesondere was den Arbeitsmarkt betraf. Vgl. Gose-
winkel: Schutz und Freiheit?, S. 219.

44  Niedersächsisches Landesarchiv Wolfenbüttel: Sign. 12 Neu 13 Nr. 7636. O.A. an 
Ministerpräsident Klagges, 30.01.1935.
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zu merken.45 Ehemann und Sohn von Käthe Ziprowski waren 1936 nach 
Südafrika ausgewandert; sie wollte ihnen nachfolgen und dafür das von ihr 
betriebene „Kaufhaus Wenden“ aufgeben.46 Die südafrikanische Einwande-
rungspolitik hingegen machte es „auf Grund des sogen. Quotagesetzes in 
gar nicht abzusehender Zeit möglich“ dorthin auszuwandern47; mit einem 
deutschen Pass hingegen lagen die Chancen auf schnelle Ausreise weit 
höher.48 

Die Bitte lautete daher, den Widerruf der Einbürgerung „für die Dau-
er eines Jahres“ zurückzunehmen; damit würde sie für diese Zeit einen 
deutschen Reisepass erhalten und auswandern können. „Sobald ich den 
deutschen Reisepass erhalte, gebe ich mein Geschäft auf und verpflichte 
mich, alsdann binnen vier Monaten mit meinen Kindern Rolf und Ruth 
auszuwandern.“49 Tatsächlich gab es seitens der Geheimen Staatspolizei 
keine Bedenken gegen die „vorübergehende Einbürgerung.“50 Nonchalant 
führte die Gestapo hier einen Rechtstitel ein, der sich in keinem Gesetz 
fand. Es handelte sich dabei schlichtweg um eine aus der Situation heraus 
geborene Idee, die zumindest ausgerechnet der Gestapo wie ein pragmatisch 
gangbarer Weg erschien, um Ziprowski die Ausreise zu ermöglichen (und 
sie damit, und allein darum ging es ihr, loszuwerden). Das Polizeipräsidium 
meldete allerdings Bedenken gegen diese neue Rechtskonstruktion an:

Mit der Geheimen Staatspolizei […] bin ich der Ansicht, daß die Auswande-
rung von Juden aus dem Gebiete des Deutschen Reiches erwünscht ist und 
nach Möglichkeit gefördert werden soll. Trotzdem halte ich es für wenig 
empfehlenswert, der Bitte der Antragstellerin zu entsprechen. Wenn der Wi-
derruf der Einbürgerung der Antragstellerin [erfolgt], so lebt dadurch die 
Reichsangehörigkeit der Antragstellerin […] wieder auf. Die Möglichkeit, 

45  Vgl. Roth: Verfolgung, S. 30–43.
46  Niedersächsisches Landesarchiv Wolfenbüttel: Sign. 12 Neu 13 Nr. 7636. Ziprzowski 

an Braunschweigischen Minister des Innern, 10.10.1936.
47  Ebd.
48  Vgl. dazu allgemein auch Tatz: Worlds Apart, S. 12–36.
49  Niedersächsisches Landesarchiv Wolfenbüttel: Sign. 12 Neu 13 Nr. 7636. Ziprzowski 

an Braunschweigischen Minister des Innern, 10.10.1936.
50  Niedersächsisches Landesarchiv Wolfenbüttel: Sign. 12 Neu 13 Nr. 7636. Geheime 

Staatspolizei/Staatspolizeistelle Braunschweig an den Polizeipräsidenten, 27.11.1936.
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der Antragstellerin und ihren Kindern Rolf und Ruth die Reichsangehörig-
keit durch den Widerruf der Einbürgerung wieder zu entziehen, besteht in 
diesem Falle nicht mehr […].51 

Die Behörden verschleppten den Fall solange, dass es am Ende nicht 
mehr zur Einbürgerung kommen musste.52 Die Kauffrau, die inzwischen ih-
ren Laden wegen zunehmender wirtschaftlicher Bedrängungen nicht mehr 
weiterführen konnte, konnte dank einer Änderung der südafrikanischen 
Einreisebestimmungen (die braunschweigischen Behörden hatten dazu 
eigens eine Stellungnahme der Reichsstelle für das Auswanderungswesen 
eingeholt53) ausreisen. Ihr Ehemann war inzwischen in der Lage nachzu-
weisen, für sich und seine Familie aufkommen zu können – und allein das 
zählte nunmehr.54 

Die in Braunschweig verbliebenen Verwandten Ziprowskis – es scheint 
sich um die Familie eines verstorbenen Bruders gehandelt zu haben – 
erscheint 1938 auf der Liste der „am 28. Oktober nach Neu-Bentschen 
transportierten polnischen Juden.“55 Darunter waren auch die noch in 
Braunschweig wohnenden Verwandten des in New York lebenden Moses 
Bogus.56

Fazit

Kommen wir also zum Fazit. Was lernen wir aus den drei braunschwei-
gischen Fallbeispielen, in denen jeweils aus Ostmitteleuropa migrierte 
Jüdinnen und Juden darum kämpften, die ihnen im Laufe der Weimarer 
Republik zugestandene Staatsbürgerschaft behalten zu können? Zum einen 
zeigen sie, und dafür müsste man genauer auf die Zeit vor 1933 eingehen, 

51  Niedersächsisches Landesarchiv Wolfenbüttel: Sign. 12 Neu 13 Nr. 7636. Polizeiprä-
sident (Braunschweig) an den Braunschweigischen Minister des Innern, 11.12.1936.

52  Niedersächsisches Landesarchiv Wolfenbüttel: Sign. 12 Neu 13 Nr. 7636. Reichsstelle 
für das Auswanderungswesen an den Braunschweigischen Minister des Innern, 29.01.1937.

53  Ebd.
54  Ebd.
55  Niedersächsisches Landesarchiv Wolfenbüttel: Sign. 12 Neu Nr. 15781 (Verzeichnis 

der am 28. Oktober 1938 nach Neu-Bentschen transportierten polnischen Juden).
56  Ebd.
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dass die Erringung der deutschen Staatsbürgerschaft für die Betroffenen 
der Abschluss eines vormals prekären Lebens mit ständigen Kontrollen 
durch die Polizei, Einschränkungen im Alltag und vor allem auch im Wirt-
schaftsleben war.57 Mit der Staatsbürgerschaft hatten sie es quasi geschafft 
und gingen nun davon aus, dass ihr Leben in geregelten Bahnen verlaufen 
würde.58 Die Personen, die Gegenstand des vorliegenden Aufsatzes waren, 
erreichten diesen Punkt allesamt erst Ende der 1920er Jahre.

Genau jenen Personen zeigte dann allerdings die Machtübernahme der 
Nationalsozialisten, dass Staatsbürgerschaft eben „kein stabiler und homo-
gener Zustand, keine einmal erreichte und dann feststehende Identität“ 
war, wie es auch Jürgen Kocka und Christoph Conrad in ihrer Einführung 
zur Staatsbürgerschaft in Europa betonen;59 auch wenn die Akteure selbst 
geglaubt hatten, dass dem so sei. 1933 begann der Spießrutenlauf, den sie 
schon aus den 1920er Jahren – ja zum Teil seit dem frühen 20. Jahrhun-
dert – kannten,60 erneut und diesmal noch in gesteigerter Form.

Drittens zeigen die Beispiele, die man um andere ergänzen könnte, dass 
genau diese Akteure aber Entscheidungen über ihre Staatsbürgerschaft 
nicht hinzunehmen gedachten, sondern darum bemüht waren, gegen der-
artige Entscheidungen juristisch vorzugehen. Hier allerdings sind es vor 
allem diejenigen, die nicht nur im deutschen Staat, sondern auch ein Stück 
weit im Bürgertum angekommen waren61 – sei es als Besitzer eines kleinen 
Geschäfts oder eben als Mitinhaber des größten Kaufhauses vor Ort.62 

Viertens zeigten die Auseinandersetzungen um die Staatsbürgerschaft der 
Akteure aber auch, dass es bei dem Erwerb der Staatsbürgerschaft – oder in 
diesem Fall genauer beim Behalten der Staatsbürgerschaft nach plötzlichem 
Verlust – immer, wieder mit Conrad und Kocka gesprochen, „kontextab-
hängige interessengeleitete Einzelentscheidungen“ ausschlaggebend waren.63 

57  Vgl. dazu allgemein Oltmer: Flucht, Vertreibung und Asyl, S. 127.
58  Dohrn / Sas: Einführung, S. 12.
59  Conrad / Kocka: Einführung, S. 10.
60  Vgl. z. B. Blank: „… nirgend eine Heimat“; Markus / Scholz: Invasion der „hosenver-

kaufenden Jünglinge“?.
61  Zur Kritik des Verbürgerlichungsparadigmas – am Beispiel der deutschen Juden, 

nicht der eingewanderten – vgl. Krüger: Nationalisierung oder Verbürgerlichung?
62  Wie beim Beispiel Forstenzer.
63  Conrad / Kocka: Einführung, S. 17.
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Insbesondere die Frage nach Emigration und Staatsbürgerschaft, die zwar nie 
positiv im Sinne der Petenten beantwortet wurde, die aber immerhin in den 
unterschiedlichen Stellen ventiliert wurde, zeigt, wie groß auch im National-
sozialismus der Ermessenspielraum gewesen zu sein schien. Damit wurde 
Staatsbürgerschaft zur Möglichkeit, gerade das Land verlassen zu können, 
dessen Staatsbürgerschaft man gerade erworben hatte beziehungsweise die 
man unbedingt behalten wollte.

„Uprzejmie proszę o sprawdzenie, czy możliwe jest  
anulowanie denaturalizacji”

Studium wybranych przypadków walki migrantów żydowskich 
z pozbawieniem ich obywatelstwa niemieckiego w Wolnym Państwie 

Brunszwiku po 1933 roku

Streszczenie

W artykule przeanalizowano – posługując się konkretnymi przykładami – reak-
cje Żydówek i Żydów, którzy imigrowali do Brunszwiku z Europy Środkowo-
-Wschodniej, na Ustawę o cofnięciu naturalizacji z początków rządów narodowych 
socjalistów. Jego tematem jest zrozumienie precyzyjnych strategii stosowanych 
przez dotknięte tą ustawą osoby, które miały na celu zapobieżenie cofnięciu na-
turalizacji. Z jednej strony odwoływano się więc do wymienionych w rozporzą-
dzeniu wykonawczym do ustawy klauzul wyjątków („szczególne zasługi” i „szcze-
gólne wyróżnienie w  I wojnie światowej”). Przywoływano również inne 
uzasadnienia, takie jak szczególnie trudna sytuacja społeczna, spodziewane 
komplikacje z zagranicą lub plany migracji.

Tłumaczenie Renata Skowrońska

„Ich bitte höflichst zu prüfen, ob es möglich ist,  
die Ausbürgerung zu annullieren“ 

Ausgewählte Fallbeispiele zum Kampf jüdischer Migranten gegen 
die Aberkennung ihrer deutschen Staatsbürgerschaft im Freistaat 

Braunschweig nach 1933

Zusammenfassung

Der Aufsatz geht an konkreten Beispielen der Frage nach, wie aus Ostmitteleu-
ropa ins Land Braunschweig migrierte Jüdinnen und Juden auf das Gesetz zum 
Widerruf der Einbürgerungen aus den frühen Tagen der nationalsozialistischen 
Herrschaft reagierten. Dabei geht es darum, präzise Strategien nachzuvollziehen, 
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wie die betreffenden Personen versuchten, den Widerruf ihrer Einbürgerungen 
abzuwenden. Dabei bezogen sie sich zum einen auf die in der Durchführungs-
verordnung zum Gesetz genannten Ausnahmeklauseln („besondere Verdienste“ 
und „besondere Auszeichnung im Ersten Weltkrieg“) und zum anderen auf 
weitere Gründe – wie zum Beispiel besondere soziale Härten, zu erwartende 
Verwicklungen mit dem Ausland oder einen Plan zu Migration.

“I Kindly Ask You to Check Whether it is Possible  
to Cancel Denaturalization”

A Study of Selected Cases of the Struggle of Jewish Migrants Against 
Being Deprived of Their German Citizenship in the Free State of 

Brunswick after 1933

Summary

The article examines, using specific examples, the reactions of Jewish women and 
men who had immigrated to Braunschweig from Central and Eastern Europe to 
the De-naturalization Act from the early national socialist rule. It focuses on un-
derstanding the precise strategies employed by affected individuals to prevent 
undoing the naturalization process. On the one hand, the reference was made to 
the exception clauses listed in the executive regulation to the act (“special merits” 
and “special distinction in World War I”). Other justifications were also cited, such 
as a particularly difficult social situation, expected complications abroad or mi-
gration plans.

Translated by Agnieszka Chabros

Słowa kluczowe / Schlagworte / Keywords
•	 Trzecia Rzesza; narodowy socjalizm; antysemityzm; naturalizacja; migracja; „Żydzi 

wschodni” („Ostjuden“)
•	 Drittes Reich; Nationalsozialismus; Antisemitismus; Einbürgerung; Migration; „Ostju-

den“
•	 Third Reich; national socialism; anti-Semitism; naturalization; migration; “Eastern Jews” 

(“Ostjuden”)
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